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ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Ausschuss für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung ersucht den federführenden 
Ausschuss für Umweltfragen, öffentliche Gesundheit und Lebensmittelsicherheit, folgende 
Änderungsanträge zu berücksichtigen:

Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Die Kommission hat in ihrer 
Mitteilung über den europäischen Grünen 
Deal31 eine neue Wachstumsstrategie 
vorgestellt, mit der sich die Union zu einer 
fairen und wohlhabenden Gesellschaft mit 
einer modernen, ressourceneffizienten und 
wettbewerbsfähigen Wirtschaft wandeln 
soll, in der im Jahr 2050 keine 
Nettoemissionen (Emissionen nach Abzug 
des Abbaus) von Treibhausgasen (im 
Folgenden „THG-Emissionen“) mehr 
freigesetzt werden und das 
Wirtschaftswachstum von der 
Ressourcennutzung abgekoppelt ist. 
Außerdem sollen durch den europäischen 
Grünen Deal das Naturkapital der Union 
geschützt, bewahrt und verbessert und die 
Gesundheit und das Wohlergehen der 
Menschen vor umweltbedingten Risiken 
und Auswirkungen geschützt werden. 
Gleichzeitig muss dieser Übergang gerecht 
und inklusiv sein, ohne dass jemand 
zurückgelassen wird. Die Kommission 
kündigte außerdem in dem EU-
Aktionsplan „Schadstofffreiheit von Luft, 
Wasser und Boden“32 die weitere 
Förderung maßgeblicher Instrumente und 
Anreize zur besseren Umsetzung des 
Verursacherprinzips nach Artikel 191 
Absatz 2 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union (im 
Folgenden „AEUV“) und folglich zur 
endgültigen Einstellung einer 
„Umweltverschmutzung zum Nulltarif“ an, 

(1) Die Kommission hat in ihrer 
Mitteilung über den europäischen Grünen 
Deal31 eine neue Strategie für 
nachhaltiges Wachstum vorgestellt, mit 
der sich die Union zu einer fairen, 
wohlhabenden und resilienten Gesellschaft 
mit einer modernen, ressourceneffizienten 
und wettbewerbsfähigen 
Kreislaufwirtschaft wandeln soll, in der im 
Jahr 2050 keine Nettoemissionen 
(Emissionen nach Abzug des Abbaus) von 
Treibhausgasen (im Folgenden „THG-
Emissionen“) mehr freigesetzt werden und 
das Wirtschaftswachstum von der 
Ressourcennutzung abgekoppelt ist. 
Außerdem sollen durch den europäischen 
Grünen Deal das Naturkapital der Union 
geschützt, bewahrt und verbessert, der 
Rückgang der biologischen Vielfalt 
bekämpft und die Gesundheit und das 
Wohlergehen der Menschen vor 
umweltbedingten Risiken und 
Auswirkungen geschützt werden. 
Gleichzeitig muss dieser Übergang 
ausgewogen, gerecht und inklusiv sein 
sowie nachhaltiges Wachstum und 
Arbeitsplätze schaffen, ohne dass jemand 
zurückgelassen wird. Darüber hinaus soll 
der europäische Grüne Deal die 
weltweiten Bemühungen um die 
Verwirklichung der Nachhaltigkeitsziele 
der Agenda 2030 der Vereinten Nationen 
für nachhaltige Entwicklung 
(„Sustainable Development Goals“ – 
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um die Synergien zwischen der 
Dekarbonisierung und dem Null-
Schadstoff-Ziel zu maximieren.

SDG) und der Ziele des Übereinkommens 
von Paris unterstützen. Die Kommission 
kündigte außerdem in dem EU-
Aktionsplan „Schadstofffreiheit von Luft, 
Wasser und Boden“32 die weitere 
Förderung maßgeblicher Instrumente und 
Anreize zur besseren Umsetzung des 
Verursacherprinzips nach Artikel 191 
Absatz 2 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union (im 
Folgenden „AEUV“) und folglich zur 
endgültigen Einstellung einer 
„Umweltverschmutzung zum Nulltarif“ an, 
um die Synergien zwischen der 
Dekarbonisierung und dem Null-
Schadstoff-Ziel zu maximieren.

__________________ __________________
31 Mitteilung der Kommission vom 
11. Dezember 2019 „Der europäische 
Grüne Deal“, COM(2019) 640 final.

31 Mitteilung der Kommission vom 
11. Dezember 2019 mit dem Titel „Der 
europäische Grüne Deal“, 
COM(2019)0640.

32 Mitteilung der Kommission vom 12. Mai 
2021 „Auf dem Weg zu einem gesunden 
Planeten für alle“, COM(2021) 400.

32 Mitteilung der Kommission vom 12. Mai 
2021 mit dem Titel „Auf dem Weg zu 
einem gesunden Planeten für alle“, 
COM(2021)0400.

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2a) Nach Artikel XX des Allgemeinen 
Zoll- und Handelsabkommens (GATT) 
dürfen die Mitglieder der 
Welthandelsorganisation (WTO) für den 
Schutz des Lebens oder der Gesundheit 
von Personen und Tieren, für die 
Erhaltung des Pflanzenwuchses oder für 
den Schutz natürlicher Ressourcen 
erforderliche Maßnahmen ergreifen.

Änderungsantrag 3
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Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8) Solange eine bedeutende Zahl der 
internationalen Partner der Union 
Konzepte und Ansätze vertreten, die nicht 
zum selben Ambitionsniveau beim 
Klimaschutz führen, besteht die Gefahr 
der Verlagerung von CO2-Emissionen 
(Carbon Leakage). Eine solche findet statt, 
wenn Unternehmen in bestimmten 
Sektoren und Teilsektoren der Industrie 
aus Kostengründen ihre Produktion in 
andere Länder verlagern oder Einfuhren 
aus solchen Ländern gleichwertige, aber 
weniger THG-emissionsintensive 
Erzeugnisse ersetzen. Dies könnte zu 
einem Ansteigen der Gesamtemissionen 
weltweit führen und somit die Senkung der 
THG-Emissionen gefährden, die dringend 
notwendig ist, wenn die Welt den Anstieg 
der durchschnittlichen Erdtemperatur 
deutlich unter 2 °C über dem 
vorindustriellen Niveau halten will.

(8) Solange zahlreiche internationale 
Partner der Union ganz andere Konzepte 
und Ansätze vertreten, deren 
Ambitionsniveau beim Klimaschutz nicht 
dem der Union entspricht und die 
erhebliche Unterschiede bei der 
Bepreisung von THG-Emissionen nach 
sich ziehen, besteht die Gefahr der 
Verlagerung von CO2-Emissionen 
(„Carbon Leakage“). Dieses Risiko besteht 
nicht nur bei industriell hergestellten 
Waren, sondern potenziell auch bei 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen. Eine 
Verlagerung von CO2-Emissionen findet 
statt, wenn Unternehmen in bestimmten 
Sektoren oder Teilsektoren der Industrie 
oder des Handels aus Kostengründen im 
Zusammenhang mit unterschiedlichen 
Ambitionsniveaus in der Klimapolitik ihre 
Produktion in andere Länder verlagern 
oder Einfuhren aus solchen Ländern 
gleichwertige, aber weniger THG-
emissionsintensive Erzeugnisse ersetzen. 
Dies könnte zu einem Anstieg der 
Gesamtemissionen weltweit führen und die 
Wirksamkeit der Maßnahmen der Union 
zur Emissionsreduzierung untergraben 
und somit die Senkung der THG-
Emissionen gefährden, die dringend 
notwendig ist, wenn die Welt den Anstieg 
der durchschnittlichen Erdtemperatur 
deutlich unter 2 °C über dem 
vorindustriellen Niveau halten will.

Änderungsantrag 4

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 9

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9) Die Initiative für ein CO2-
Grenzausgleichssystem (Carbon Border 

(9) Die Initiative für ein CO2-
Grenzausgleichssystem (Carbon Border 



PE699.239v03-00 6/34 AD\1246734DE.docx

DE

Adjustment Mechanism, „CBAM“) ist Teil 
des Pakets „Fit für 55“. Das System soll 
wesentlicher Bestandteil des 
Instrumentariums der EU sein, mit dem das 
Ziel einer klimaneutralen Union bis 2050 
im Einklang mit dem Übereinkommen von 
Paris erreicht und den sich aus den 
angehobenen Klimazielen der Union 
ergebenden Risiken der Verlagerung von 
CO2-Emissionen entgegengewirkt werden 
sollen.

Adjustment Mechanism, „CBAM“) ist 
fester Bestandteil des Pakets „Fit für 55“. 
Das System soll wesentlicher Bestandteil 
des Instrumentariums der EU sein, mit dem 
das Ziel einer klimaneutralen Union bis 
2050 im Einklang mit dem 
Übereinkommen von Paris erreicht und den 
sich aus den verschärften Klimazielen der 
Union und dem verbesserten 
Zertifizierungssystem im Rahmen des EU-
EHS ergebenden Risiken der Verlagerung 
von CO2-Emissionen entgegengewirkt 
werden soll. Diese Initiative sollte mit 
Anreizen für Innovationen, die darauf 
abzielen, die Dekarbonisierung 
voranzubringen, und mit Maßnahmen zur 
Förderung von Investitionen in CO2-arme 
industrielle Prozesse einhergehen.

Änderungsantrag 5

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 10

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(10) Die bestehenden Mechanismen zur 
Eindämmung des Risikos der Verlagerung 
von CO2-Emissionen in den Sektoren oder 
Teilsektoren, in denen dieses Risiko 
besteht, sind die übergangsweise 
kostenlose Zuteilung von EU-EHS-
Zertifikaten und finanzielle Maßnahmen 
zum Ausgleich der indirekten 
Emissionskosten, die durch die Weitergabe 
der Kosten von Treibhausgasemissionen 
über die Strompreise entstehen, wie in den 
Artikeln 10a Absatz 6 bzw. 10b der 
Richtlinie 2003/87/EG festgelegt. Die 
kostenlose Zuteilung im Rahmen des EU-
EHS schwächt jedoch im Vergleich zu 
einer vollständigen Versteigerung das 
Preissignal für die Anlagen, die die 
Zertifikate erhalten, und mindert damit 
die Anreize für Investitionen in eine 
weitere Senkung der Emissionen.

(10) Die bestehenden Mechanismen zur 
Eindämmung des Risikos der Verlagerung 
von CO2-Emissionen in den Sektoren oder 
Teilsektoren, in denen dieses Risiko 
besteht, sind die übergangsweise 
kostenlose Zuteilung von EU-EHS-
Zertifikaten und finanzielle Maßnahmen 
zum Ausgleich der indirekten 
Emissionskosten, die durch die Weitergabe 
der Kosten von Treibhausgasemissionen 
über die Strompreise entstehen, wie in den 
Artikeln 10a Absatz 6 bzw. 10b der 
Richtlinie 2003/87/EG festgelegt. Die 
kostenlose Zuteilung im Rahmen des EU-
EHS sollte jedoch im Einklang mit den 
Verpflichtungen und Zielen der Union 
mit Blick auf die Dekarbonisierung 
schrittweise auslaufen, damit die 
Handelsregeln der WTO eingehalten und 
doppelte Ausgleichszahlungen verhindert 
werden.
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Änderungsantrag 6

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 11

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(11) Das CO2-Grenzausgleichssystem 
soll diese bestehenden Mechanismen 
ersetzen, indem dem Risiko der 
Verlagerung von CO2-Emissionen auf 
andere Weise begegnet wird, nämlich 
durch Sicherstellung einer gleichwertigen 
CO2-Bepreisung für Einfuhren und 
inländische Erzeugnisse. Um einen 
allmählichen Übergang vom derzeitigen 
System der kostenlosen Zertifikate zum 
CO2-Grenzausgleichssystem 
sicherzustellen, sollte das System 
schrittweise eingeführt werden, während 
die kostenlosen Zertifikate in den Sektoren, 
die unter das CO2-Grenzausgleichssystem 
fallen, schrittweise auslaufen. Die 
übergangsweise kombinierte Anwendung 
der kostenlos zugeteilten EU-EHS-
Zertifikate und des CBAM sollte in keinem 
Fall zu einer günstigeren Behandlung der 
Unionswaren im Vergleich zu in das 
Zollgebiet der Union eingeführten Waren 
führen.

(11) Das CO2-Grenzausgleichssystem 
soll diese bestehenden Mechanismen 
ersetzen, indem dem Risiko der 
Verlagerung von CO2-Emissionen auf 
andere Weise begegnet wird, nämlich 
durch Sicherstellung einer gleichwertigen 
CO2-Bepreisung für Einfuhren und 
inländische Erzeugnisse. Um einen 
allmählichen Übergang vom derzeitigen 
System der kostenlosen Zertifikate zum 
CO2-Grenzausgleichssystem 
sicherzustellen, sollte das System 
schrittweise eingeführt werden, während 
die kostenlosen Zertifikate in den Sektoren, 
die unter das CO2-Grenzausgleichssystem 
fallen, schrittweise auslaufen. Das CO2-
Grenzausgleichssystem sollte transparent, 
verhältnismäßig und einfach zu verwalten 
sein und keine übermäßige finanzielle 
und administrative Belastung für 
Unternehmen, insbesondere für kleine 
und mittlere Unternehmen (KMU), 
darstellen. Die übergangsweise 
kombinierte Anwendung der kostenlos 
zugeteilten EU-EHS-Zertifikate und des 
CBAM sollte in keinem Fall zu einer 
günstigeren Behandlung der Unionswaren 
im Vergleich zu in das Zollgebiet der 
Union eingeführten Waren oder zu einer 
Marktverzerrung führen. Daher sollte die 
Vereinbarkeit mit den WTO-Regeln durch 
die schrittweise Abschaffung kostenloser 
Zertifikate auf dem Markt der Union 
sichergestellt werden, sodass dafür 
gesorgt ist, dass in der Union hergestellte 
und eingeführte Erzeugnisse auf der 
Grundlage des Grundsatzes der 
Nichtdiskriminierung ähnlich behandelt 
werden.
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Änderungsantrag 7

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 12

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12) Ziel des CBAM ist es, dem Risiko 
der Verlagerung von CO2-Emissionen 
vorzubeugen, die Verordnung würde aber 
gleichzeitig auch Anreize für Hersteller in 
Drittländern zum Einsatz von 
Technologien mit höherer THG-
Emissionseffizienz setzen, sodass 
geringere Emissionen je Produktionseinheit 
entstehen.

(12) Ziel des CBAM ist es, dem Risiko 
der Verlagerung von CO2-Emissionen 
vorzubeugen; die Verordnung würde aber 
gleichzeitig auch Anreize für Hersteller in 
Drittländern für den Einsatz von 
Technologien mit höherer THG-
Emissionseffizienz und von regenerativen 
Verfahren z. B. in der Landwirtschaft 
setzen, sodass geringere Emissionen je 
Produktionseinheit entstehen. Mit der 
Verordnung würde außerdem eine 
weltweite CO2-Bepreisung angeregt, 
sodass gleiche Wettbewerbsbedingungen 
rund um den Globus begünstigt würden. 
Gleichzeitig sollte das CBAM als eine 
Möglichkeit betrachtet werden, die 
Industrie durch Innovationsförderung 
und Investitionszulagen zu unterstützen, 
einen wirksamen Beitrag zu einem 
gerechten Übergang zu einer CO2-freien 
Wirtschaft zu leisten sowie neue 
Beschäftigungsmöglichkeiten und 
Wirtschaftswachstum zu schaffen, 
während zugleich die notwendigen 
Maßnahmen zum Schutz der industriellen 
Wettbewerbsfähigkeit in der Union 
aufrechterhalten werden.

Änderungsantrag 8

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 12 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12a) Das Problem der Verlagerung von 
CO2-Emissionen ist jedoch in einem 
breiteren Kontext der kumulativen 
Auswirkungen der immer 
ambitionierteren Umweltziele der Union, 
die unter anderem in den Einzelstrategien 
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des europäischen Grünen Deals zum 
Ausdruck kommen, auf die 
Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft der 
Union insgesamt zu sehen. Die 
Unterschiede bei den 
Produktionsstandards und 
-anforderungen zwischen der Union und 
ihren externen Handelspartnern zeigen 
sich nicht nur in den Branchen, die unter 
das EU-EHS fallen, sondern unter 
anderem auch in der Landwirtschaft. 
Daher ist eine zweigleisige 
Herangehensweise erforderlich: Die 
Bekämpfung der Verlagerung von CO2-
Emissionen im Wege des CBAM sollte mit 
günstigen Investitions- und 
Produktionsbedingungen in der Union 
einhergehen, wobei hier etwa die 
effizientere Nutzung von in der 
Landwirtschaft anfallenden organischen 
Stoffen wie etwa von Wirtschaftsdünger 
anstelle von chemischen Düngemitteln, 
finanzielle Anreize für Innovationen und 
für die Herstellung von organischen 
Düngern und Bodenverbesserern aus 
landwirtschaftlicher Biomasse und 
Gärrückständen aus Biogas, der Abbau 
administrativer Hindernisse und die 
Senkung der Anpassungskosten 
insbesondere für KMU und die 
Landwirtschaft – sodass ihre 
Wettbewerbsfähigkeit gewahrt bleibt – zu 
nennen sind. Zu diesem Zweck sollten 
neue Mittel bereitgestellt werden.

Änderungsantrag 9

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 13

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13) Als ein Instrument zur 
Verhinderung von Carbon Leakage und 
zur Senkung von CO2-Emissionen sollte 
das CO2-Grenzausgleichssystem auch 
sicherstellen, dass eingeführte Erzeugnisse 
einem Regelungssystem unterliegen, in 

(13) Als ein Instrument zur 
Verhinderung der Verlagerung von CO2-
Emissionen und zur Senkung der THG-
Emissionen sollte das CO2-
Grenzausgleichssystem auch sicherstellen, 
dass eingeführte Erzeugnisse einem 
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dem die gleichen CO2-Kosten angewandt 
werden, wie sie andernfalls auch im EU-
EHS hätten getragen werden müssen. Das 
CO2-Grenzausgleichssystem ist eine 
Klimaschutzmaßnahme, die das Risiko 
einer Verlagerung von CO2-Emissionen 
verhindern und das angehobene 
Ambitionsniveau der Union bei der 
Eindämmung des Klimawandels 
unterstützen soll und gleichzeitig mit den 
WTO-Regeln vereinbar ist.

Regelungssystem unterliegen, in dem die 
gleichen CO2-Kosten angewandt werden, 
wie sie andernfalls auch im EU-EHS 
angefallen wären. Das CO2-
Grenzausgleichssystem ist eine Klima- und 
Umweltschutzmaßnahme, die das Risiko 
einer Verlagerung von CO2-Emissionen 
verhindern, die Bepreisung von CO2-
Emissionen weltweit fördern, die 
Dekarbonisierung auf kostenwirksame 
und technologieneutrale Weise 
vorantreiben und das angehobene 
Ambitionsniveau der Union bei der 
Eindämmung des Klimawandels 
unterstützen soll und gleichzeitig mit den 
WTO-Regeln vereinbar sein muss. Im 
Rahmen der bestehenden geeigneten 
Instrumente, insbesondere der GAP und 
des Instruments NextGenerationEU, 
sollten begleitende Maßnahmen für 
Landwirte bereitgestellt werden, die sich 
an Veränderungen der Düngemittelpreise 
oder der Düngemittelbeschaffung 
anpassen müssen, anstatt die Wirksamkeit 
des CBAM und dessen Vereinbarkeit mit 
den WTO-Regeln zu gefährden.

Änderungsantrag 10

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 13 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13a) Auch wenn sein Hauptziel nicht 
darin besteht, könnte das CBAM 
außerdem indirekt dazu beitragen, die 
strategische Widerstandsfähigkeit und 
Autonomie der Union zu verbessern, zur 
Verringerung der starken Abhängigkeit 
von wenigen Märkten die Lieferketten der 
europäischen Industrie zu verkürzen, 
nachhaltiger zu gestalten und zu 
diversifizieren, die industrielle Produktion 
in Sektoren von strategischer Bedeutung 
für die Union zu verlagern und 
hochwertige Arbeitsplätze auf lokaler 
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Ebene zu schaffen.

Änderungsantrag 11

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 19

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(19) Während im EU-EHS jedoch eine 
absolute Obergrenze für die THG-
Emissionen aus den unter das System 
fallenden Wirtschaftstätigkeiten festgelegt 
ist und die Zertifikate gehandelt werden 
dürfen (sogenanntes „cap-and-trade“-
System), sollten im Rahmen des CBAM 
keine Einfuhrhöchstmengen vorgesehen 
werden, um sicherzustellen, dass die 
Handelsströme nicht eingeschränkt 
werden. Darüber hinaus sollte das CO2-
Grenzausgleichssystem auf bestimmte in 
das Zollgebiet der Union eingeführte 
Waren gelten, während das EU-EHS für 
Anlagen mit Standort in der Union gilt.

(19) Während im EU-EHS jedoch eine 
absolute Obergrenze für die THG-
Emissionen aus den unter das System 
fallenden Wirtschaftstätigkeiten festgelegt 
ist und die Zertifikate gehandelt werden 
dürfen (sogenanntes „cap-and-trade“-
System), sollten im Rahmen des CBAM 
keine Einfuhrhöchstmengen vorgesehen 
werden, um sicherzustellen, dass die 
Handelsströme nicht eingeschränkt werden 
und jeglicher unlauterer Wettbewerb 
verhindert wird. Darüber hinaus sollte das 
CBAM für bestimmte in das Zollgebiet der 
Union eingeführte Waren gelten, während 
das EU-EHS für Anlagen mit Standort in 
der Union gilt.

Änderungsantrag 12

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 28

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(28) Auch wenn das oberste Ziel des 
CBAM ist, eine möglichst breite Palette an 
Waren abzudecken, wäre es ratsam, 
zunächst mit einer ausgewählten Anzahl an 
Sektoren mit relativ homogenen 
Erzeugnissen, für die ein Risiko der 
Verlagerung von CO2-Emissionen besteht, 
zu beginnen. Die Sektoren in der Union, 
bei denen davon ausgegangen wird, dass 
für sie ein Risiko der Verlagerung von 
CO2-Emissionen besteht, sind im 
Delegierten Beschluss (EU) 2019/708 der 
Kommission42 festgelegt.

(28) Auch wenn das oberste Ziel des 
CBAM darin besteht, eine möglichst breite 
Palette an Waren abzudecken, wäre es 
ratsam, zunächst mit einer ausgewählten 
Anzahl an Sektoren mit relativ homogenen 
Erzeugnissen, für die ein potenzielles 
Risiko der Verlagerung von CO2-
Emissionen besteht, zu beginnen. Die 
Sektoren in der Union, bei denen davon 
ausgegangen wird, dass für sie ein Risiko 
der Verlagerung von CO2-Emissionen 
besteht, sind im Delegierten 
Beschluss (EU) 2019/708 der 
Kommission42 festgelegt. Jede weitere 
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Ausweitung der vom CBAM abgedeckten 
Sektoren und Erzeugnisse sollte nach 
einer umfassenden wissenschaftlichen 
Analyse und Risikobewertung auf der 
Grundlage der neuesten verfügbaren 
wissenschaftlichen Erkenntnisse erfolgen. 
Der potenzielle Beitrag einer solchen 
Ausweitung, ihre etwaigen negativen 
Auswirkungen sowie die Auswirkungen 
auf die Stabilität des Binnenmarkts 
sollten ebenfalls berücksichtigt werden.

__________________ __________________
42 Delegierter Beschluss (EU) 2019/708 der 
Kommission vom 15. Februar 2019 zur 
Ergänzung der Richtlinie 2003/87/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
hinsichtlich der Festlegung der Sektoren 
und Teilsektoren, bei denen davon 
ausgegangen wird, dass für sie im Zeitraum 
2021-2030 ein Risiko der Verlagerung von 
CO2-Emissionen besteht (ABl. L 120 vom 
8.5.2019, S. 2).

42 Delegierter Beschluss (EU) 2019/708 der 
Kommission vom 15. Februar 2019 zur 
Ergänzung der Richtlinie 2003/87/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
hinsichtlich der Festlegung der Sektoren 
und Teilsektoren, bei denen davon 
ausgegangen wird, dass für sie im Zeitraum 
2021-2030 ein Risiko der Verlagerung von 
CO2-Emissionen besteht (ABl. L 120 vom 
8.5.2019, S. 2).

Änderungsantrag 13

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 31 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(31a) Der Anwendungsbereich des 
CBAM sollte nach dem 
Einführungszeitraum auf 
landwirtschaftliche Erzeugnisse 
ausgeweitet werden. In der Zwischenzeit 
sollte die Kommission die Stabilität der 
Agrarmärkte der Union überwachen und 
dafür Sorge tragen, dass die 
landwirtschaftliche Erzeugung nach der 
Einführung der CBAM-Zertifikate für die 
beteiligten Wirtschaftszweige rentabel 
bleibt.

Änderungsantrag 14

Vorschlag für eine Verordnung



AD\1246734DE.docx 13/34 PE699.239v03-00

DE

Erwägung 37 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(37a) Die Ziele des europäischen 
Grünen Deals im Agrarsektor könnten zu 
einer zusätzlichen Verlagerung von CO2-
Emissionen in Drittländer und zu einem 
Verlust der Wettbewerbsfähigkeit der 
Erzeuger in der Union führen. Darüber 
hinaus könnte die Einbeziehung von 
Düngemitteln in das CO2-
Grenzausgleichssystem einen weiteren 
Anstieg der Herstellungskosten in der 
Landwirtschaft nach sich ziehen. Die 
Union sollte daher ihre Unterstützung zur 
Förderung eines nachhaltigen Umgangs 
mit Düngemitteln durch die Landwirte in 
der Union und zur Reduzierung des 
Düngemittelverbrauch ausbauen, und 
zwar durch den Einsatz digitaler Systeme, 
verbesserte landwirtschaftliche 
Verfahren, Investitionen in die 
Präzisionslandwirtschaft, den verstärkten 
Anbau von Leguminosen, die Förderung 
des ökologischen/biologischen Landbaus 
und die Finanzierung von Projekten für 
eine CO2-arme Landwirtschaft.

Änderungsantrag 15

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 37 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

 (37b) Im Hinblick auf das Engagement 
für Klima- und Umweltschutz ist der 
Agrarsektor der Union einer der 
produktivsten und fortschrittlichsten 
weltweit. Eine der größten 
Herausforderungen, mit denen er im 
Zuge der Umsetzung der Strategien des 
europäischen Grünen Deals konfrontiert 
sein wird, ist jedoch das Klimadumping in 
Ländern, die bei der Umstellung auf eine 
umweltschonendere Landwirtschaft nur 
schleppend vorankommen. Daher sollte 
der Anwendungsbereich des CO2-
Grenzausgleichssystems unverzüglich auf 
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landwirtschaftliche Erzeugnisse 
ausgeweitet werden, sofern dies im 
Anschluss an eine umfassende 
Folgenabschätzung und eine breit 
angelegte sektorübergreifende 
Konsultation erfolgt und mit dem 
Zolltarifsystem der Union vereinbar ist. 
Die Einbeziehung landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse in den Anwendungsbereich 
des CBAM ist umso wichtiger, als der 
Agrarsektor sowohl direkt als auch 
indirekt von der Einbeziehung anderer 
Erzeugnisse, insbesondere von 
Düngemitteln, Stahl und Aluminium, 
betroffen sein wird. Die Kommission hat 
zugesagt, die Stabilität des Binnenmarkts 
der Union einschließlich insbesondere der 
Agrarmärkte kontinuierlich zu 
überwachen und entschlossene 
Abhilfemaßnahmen zu ergreifen, unter 
anderem durch eine finanzielle 
Entschädigung der Landwirte, wenn die 
Rentabilität und das wirtschaftliche 
Überleben der landwirtschaftlichen 
Erzeugung durch die Umsetzung des 
neuen Systems ernsthaft gefährdet 
werden.

Änderungsantrag 16

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 37 c (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(37c) Die Ausweitung des 
Anwendungsbereichs des CBAM auf 
eingeführte Agrarerzeugnisse könnte den 
Rechtsrahmen für die Minimierung des 
Beitrags der Union zur weltweiten 
Entwaldung und Waldschädigung 
sinnvoll ergänzen, einen Beitrag zur 
erheblichen Verringerung des CO2-
Fußabdrucks der Union insgesamt leisten 
und den agrarökologischen Wandel der 
Agrar- und Lebensmittelsysteme der 
Union und ihrer Handelspartner fördern, 
und zwar beispielsweise durch die 
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Neuausrichtung der Agrarsubventionen. 
Ein solcher agrarökologischer Wandel 
würde die THG-Emissionen verringern, 
die Ökosysteme schützen und 
wiederherstellen, den Einsatz von 
Agrarchemikalien und die damit 
verbundene Umweltbelastung reduzieren 
und nachhaltige Konsum- und 
Produktionsmodelle sowie die 
Lebensmittelsouveränität fördern. Die 
Kommission sollte die Möglichkeiten 
einer solchen Ausweitung des 
Anwendungsbereichs des CBAM auf 
eingeführte Agrarerzeugnisse bis 
spätestens 2030 bewerten.

Änderungsantrag 17

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 50

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(50) Von 2023 bis 2025 sollte ein 
Übergangszeitraum gelten. Während dieser 
Zeit sollte ein CBAM ohne finanzielle 
Anpassung zur Anwendung kommen, 
damit eine reibungslose Einführung des 
Systems erleichtert und das Risiko von 
störenden Auswirkungen auf den Handel 
verringert wird. Die Anmelder sollten 
vierteljährlich die mit den Waren, die sie 
während des Übergangszeitraums 
eingeführt haben, verbundenen 
tatsächlichen grauen Emissionen melden 
und die direkten und indirekten Emissionen 
sowie gegebenenfalls den im Ausland 
gezahlten CO2-Preis angeben.

(50) Von 2023 bis 2025 sollte ein 
Übergangszeitraum gelten. Während dieser 
Zeit sollte ein CBAM ohne finanzielle 
Anpassung zur Anwendung kommen, 
damit eine reibungslose Einführung des 
Systems erleichtert und somit das Risiko 
von störenden Auswirkungen auf den 
Handel und die Wettbewerbsfähigkeit des 
Binnenmarkts verringert wird. Die 
Anmelder sollten während des 
Übergangszeitraums vierteljährlich die mit 
den Waren, die sie eingeführt haben, 
verbundenen tatsächlichen grauen 
Emissionen melden und die direkten und 
indirekten Emissionen sowie 
gegebenenfalls den im Ausland gezahlten 
CO2-Preis angeben.

Änderungsantrag 18

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 50 a (neu)
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(50a) Die Aufnahme bestimmter 
Grundstoffe, etwa von Düngemitteln, in 
den Anwendungsbereich des CBAM wird 
erhebliche Auswirkungen auf die 
nachgelagerten Sektoren in der Union 
nach sich ziehen. Aufgrund der 
Auswirkungen der zusätzlichen Kosten 
auf die Wettbewerbsfähigkeit der 
Wirtschaftszweige der Union, 
einschließlich der Landwirtschaft, kann 
das Risiko der Verlagerung von CO2-
Emissionen jedoch nicht unmittelbar 
ausgeräumt werden. Es sollte 
vorgeschlagen werden, dass die 
Einnahmen aus dem CBAM als 
zweckgebundene Einnahmen für den 
Haushalt der Union zum Ausgleich der 
Kosten der Einrichtung des CBAM und 
der Abschaffung der kostenlosen 
Zertifikate sowie für die Beteiligung an 
der Finanzierung von 
Übergangsmaßnahmen für die 
Wirtschaftszweige der Union, deren 
Wettbewerbsfähigkeit beeinträchtigt ist, 
verwendet werden. Der Kommission sollte 
die Befugnis übertragen werden, die 
Modalitäten eines solchen Systems 
festzulegen.

Begründung

Die Aufnahme bestimmter Grundstoffe, etwa von Düngemitteln, in den Anwendungsbereich 
des CBAM wird sich in erheblichem Maße auf die nachgelagerten Sektoren in Europa 
auswirken. Aufgrund der Auswirkungen der zusätzlichen Kosten auf die Wettbewerbsfähigkeit 
der europäischen Wirtschaftszweige, einschließlich der europäischen Landwirtschaft, kann 
das Risiko der Verlagerung von CO2-Emissionen jedoch nicht unmittelbar ausgeräumt 
werden. Es sollte vorgeschlagen werden, dass die Einnahmen aus dem CBAM als 
zweckgebundene Einnahmen für den Haushalt der Union zum Ausgleich der Kosten der 
Einrichtung des CBAM und der Abschaffung der kostenlosen Zertifikate verwendet werden.
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Änderungsantrag 19

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 51

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(51) Um das reibungslose Funktionieren 
des CBAM zu erleichtern und 
sicherzustellen, sollte die Kommission die 
zuständigen Behörden, die für die 
Anwendung dieser Verordnung 
verantwortlich sind, bei der Ausübung 
ihrer Aufgaben unterstützen.

(51) Um das reibungslose Funktionieren 
des CBAM zu erleichtern und 
sicherzustellen, sollte die Kommission die 
zuständigen Behörden, die für die 
Anwendung dieser Verordnung 
verantwortlich sind, bei der Ausübung 
ihrer Aufgaben unterstützen und 
sicherstellen, dass die zusätzlichen 
Kosten, die den Verwaltungsbehörden der 
Mitgliedstaaten infolge der Umsetzung 
dieser Verordnung entstehen, 
zurückerstattet werden.

Änderungsantrag 20

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 51 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(51a) Die Kommission sollte klare und 
vereinfachte Regeln und Verfahren 
festlegen, um übermäßige administrative 
und finanzielle Belastungen im 
Zusammenhang mit der Verwaltung und 
Umsetzung des CBAM, insbesondere für 
KMU, zu vermeiden.

Änderungsantrag 21

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 51 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(51b) Um das reibungslose 
Funktionieren des CBAM zu erleichtern 
und sicherzustellen und um Verzerrungen 
des Binnenmarkts oder einen 
übermäßigen Verwaltungsaufwand für 
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Unternehmen, insbesondere KMU, zu 
verhindern, sollte die Kommission diesen 
Unternehmen technische Beratung und 
technische Unterstützung zur Verfügung 
stellen, um ihnen die Anpassung an die 
mit dieser Verordnung eingeführten 
neuen Verpflichtungen zu erleichtern und 
um technische Handelshemmnisse 
abzuwenden.

Änderungsantrag 22

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 52

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(52) Die Kommission sollte die 
Anwendung dieser Verordnung vor Ablauf 
des Übergangszeitraums evaluieren und 
dem Europäischen Parlament und dem Rat 
darüber Bericht erstatten. Der Bericht der 
Kommission sollte insbesondere auf die 
Möglichkeiten eingehen, wie 
Klimaschutzmaßnahmen zur Umsetzung 
des Ziels einer klimaneutralen Union bis 
zum Jahr 2050 gestärkt werden können. 
Im Rahmen dieser Evaluierung sollte die 
Kommission die notwendigen 
Informationen einholen, um bewerten zu 
können, ob der Anwendungsbereich auf 
indirekte Emissionen sowie auf andere 
Waren und Dienstleistungen, für die das 
Risiko einer Verlagerung von CO2-
Emissionen besteht, ausgeweitet werden 
könnte, und um Methoden für die 
Berechnung von grauen Emissionen auf 
der Grundlage der Methoden zur 
Berechnung des ökologischen Fußabdrucks 
zu entwickeln.47

(52) Die Kommission sollte die 
Anwendung dieser Verordnung vor Ablauf 
des Übergangszeitraums evaluieren und 
dem Europäischen Parlament und dem Rat 
darüber Bericht erstatten. Die Kommission 
sollte in ihrem Bericht insbesondere die 
tatsächlichen Auswirkungen des CBAM 
auf den Klima- und Umweltschutz, die 
Auswirkungen auf die 
Wettbewerbsfähigkeit und die Rentabilität 
der Wirtschaft der Union, in erster Linie 
im Agrarsektor und mit Blick auf KMU, 
sowie die tatsächlichen Befolgungskosten 
so genau wie möglich bewerten. 
Außerdem sollte sie in dem Bericht die 
Auswirkungen auf nachhaltige 
Innovationen und Veränderungen der 
Handelsströme und Lieferketten 
insbesondere in Bezug auf Düngemittel 
sowie die Auswirkungen auf die 
Düngemittelpreise und die 
landwirtschaftliche Erzeugung 
analysieren. Ferner sollte sie die 
Möglichkeit prüfen, Einnahmen aus dem 
CBAM für die Finanzierung von 
Maßnahmen zu verwenden, die darauf 
abzielen, die CO2-Emissionen zu senken 
und die nachhaltigere Verwendung von 
Düngemitteln in der Union zu fördern. 
Die Auswirkungen der potenziellen 
Ausweitung des Anwendungsbereichs 
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dieser Verordnung auf landwirtschaftliche 
Erzeugnisse und Agrarlebensmittel sowie 
andere Erzeugnisse, bei denen die Gefahr 
der Verlagerung von CO2-Emissionen 
besteht, sowie auf indirekte Emissionen 
sollten ebenfalls bewertet werden. Die 
Kommission sollte außerdem Verfahren 
für die Berechnung von grauen Emissionen 
auf der Grundlage von Methoden für die 
Berechnung des ökologischen Fußabdrucks 
entwickeln.47

__________________ __________________
47 Empfehlung 2013/179/EU der 
Kommission vom 9. April 2013 für die 
Anwendung gemeinsamer Methoden zur 
Messung und Offenlegung der 
Umweltleistung von Produkten und 
Organisationen (ABl. L 124 vom 4.5.2013, 
S. 1).

47 Empfehlung 2013/179/EU der 
Kommission vom 9. April 2013 für die 
Anwendung gemeinsamer Methoden zur 
Messung und Offenlegung der 
Umweltleistung von Produkten und 
Organisationen (ABl. L 124 vom 4.5.2013, 
S. 1).

Änderungsantrag 23

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 52 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(52a) Der Landwirtschaft kommt 
entscheidende Bedeutung für die 
Nahrungsmittelversorgung, die 
Ernährungssicherheit und die Autonomie 
bei der Versorgung mit Lebensmitteln zu. 
Daher müssen die Auswirkungen der 
Aufnahme von Düngemitteln in den 
Anwendungsbereich des CBAM auf die 
Landwirtschaft der Union, die 
Nahrungsmittelversorgung, die 
Ernährungssicherheit und die Autonomie 
bei der Versorgung mit Lebensmitteln 
überprüft werden, bevor das CBAM, 
einschließlich der finanziellen Anpassung 
für Düngemittel, zur Anwendung kommt.

Änderungsantrag 24

Vorschlag für eine Verordnung
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Erwägung 52 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(52b) Zur Bewältigung der Probleme im 
Zusammenhang mit der nachhaltigen 
Entwicklung, insbesondere des 
Klimawandels, bei denen es sich um 
weltweit besorgniserregende Probleme 
handelt, verschärft die Union seit vielen 
Jahren immer wieder ihre Normen. Mit 
dem europäischen Grünen Deal und der 
Strategie „Vom Hof auf den Tisch“ 
können die geltenden Standards in der 
Union weiter verschärft werden, um diese 
Ziele zu erreichen. Die 
landwirtschaftlichen Bereiche in der 
Union werden folglich mit der 
Verlagerung von CO2-Emissionen in 
Länder mit weniger strengen 
Klimaschutzanforderungen konfrontiert 
sein. Die Frage der Ausweitung des 
Anwendungsbereichs des CBAM auf 
bestimmte Agrar- und 
Lebensmittelerzeugnisse, für die das 
Risiko einer Verlagerung von CO2-
Emissionen besteht, muss somit auf der 
Grundlage der während des 
Übergangszeitraums 
zusammengetragenen Informationen 
analysiert werden. Die Aufnahme von 
Agrar- und Lebensmittelerzeugnissen in 
den Anwendungsbereich des CBAM ist 
umso wichtiger, als der Agrarsektor 
sowohl unmittelbar als auch mittelbar von 
der Aufnahme anderer als Betriebsmittel 
genutzter Erzeugnisse betroffen sein 
dürfte, was sich auf seine 
Produktionskosten auswirken wird.

Begründung

Es bedarf einer detaillierten Analyse der Auswirkungen des CBAM auf die nachgelagerten 
landwirtschaftlichen Sektoren und der Frage, ob Agrarerzeugnisse in den 
Anwendungsbereich des CBAM aufgenommen werden sollen. Die Ausweitung des 
Anwendungsbereichs des CBAM auf die nachgelagerten landwirtschaftlichen Sektoren könnte 
das Risiko der Verlagerung von CO2-Emissionen zwar wirksam eindämmen, sie würde jedoch 
praktische Probleme hervorrufen, die vor einer Entscheidung gelöst werden müssen.
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Änderungsantrag 25

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 53 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(53a) Um die Verwirklichung der Ziele 
dieser Verordnung zu erleichtern, Anreize 
für globale Klimaschutzmaßnahmen 
sowohl innerhalb der Union als auch 
weltweit zu schaffen und einen Markt für 
CO2-arme Waren zu fördern, sollte ein 
ständiger Dialog mit allen einschlägigen 
Interessenträgern und den 
Handelspartnern der Union geführt 
werden.

Änderungsantrag 26

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 59 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(59a) Die Kommission muss der 
laufenden Information der Einführer 
besondere Bedeutung beimessen, damit 
diese die internen Kosten der Umsetzung 
des CBAM, wie beispielsweise die Kosten 
für die Emissionsberichterstattung, die 
Führung von Aufzeichnungen, die 
Berechnung und die Dokumentation, 
frühzeitig berücksichtigen können.

Änderungsantrag 27

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 59 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(59b) Die Kommission sollte die 
Finanzierung von Investitionen in die 
Modernisierung großer 
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treibhausgasintensiver Industriezweige 
vorschlagen und sie in Maßnahmen zur 
Steigerung der Energieeffizienz münden 
lassen, wobei Mitgliedstaaten mit 
geringerem Einkommen besonders 
berücksichtigt werden sollten.

Änderungsantrag 28

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Mit dieser Verordnung wird ein 
CO2-Grenzausgleichssystem (CBAM) 
geschaffen, das bei der Einfuhr der Waren 
des Anhangs I in das Zollgebiet der Union 
den mit ihnen verbundenen (grauen) 
Treibhausgasemissionen Rechnung trägt, 
um der Gefahr der Verlagerung von CO2-
Emissionen vorzubeugen.

(1) Mit dieser Verordnung wird ein 
CO2-Grenzausgleichssystem (CBAM) 
geschaffen, das bei der Einfuhr der in 
Anhang I aufgeführten Waren in das 
Zollgebiet der Union den mit ihnen 
verbundenen grauen 
Treibhausgasemissionen Rechnung trägt, 
um zur schrittweisen Senkung der 
eingeführten Emissionen beizutragen, 
den CO2-Fußabdruck der Union 
insgesamt zu verringern, der Gefahr einer 
etwaigen Verlagerung von CO2-
Emissionen vorzubeugen und eine 
weltweite CO2-Bepreisung anzuregen.

Änderungsantrag 29

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Absatz 5 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) Das mit der Richtlinie 2003/87/EG 
eingerichtete EU-EHS gilt für dieses Land 
oder Gebiet, oder es wurde ein Abkommen 
zwischen dem Drittland oder Gebiet und 
der Union geschlossen, durch das das EU-
EHS vollständig mit dem 
Emissionshandelssystem des Drittlands 
oder Gebiets verknüpft wird;

a) Das mit der Richtlinie 2003/87/EG 
eingerichtete EU-EHS gilt für dieses Land 
oder Gebiet, oder es wurde ein Abkommen 
zwischen dem Drittland oder Gebiet und 
der Union geschlossen, durch das das EU-
EHS vollständig mit dem 
Emissionshandelssystem des Drittlands 
oder Gebiets verknüpft wird und gleiche 
Bedingungen für die Teilnehmer am EU-
EHS und die Hersteller in diesen Ländern 
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gewährleistet werden;

Begründung

Einige Staaten haben aufgrund der Ankündigung des CBAM eine Bepreisung von CO2-
Emissionen eingeführt. Das EU-EHS ist seit mehr als zehn Jahren in Kraft und wurde über 
fünf Jahre weiterentwickelt. Das CBAM soll ab dem Jahr 2023 oder 2026 gelten. Die Systeme 
zur Bepreisung von CO2-Emissionen in anderen Ländern sind möglicherweise in keiner Weise 
mit der Belastung vergleichbar, die durch das EU-EHS verursacht wird.

Änderungsantrag 30

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Absatz 5 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) der in dem Land, in dem die Waren 
ihren Ursprung haben, gezahlte Preis wird 
ohne Abzüge, die über die im EU-EHS 
angewendeten Abzüge hinausgehen, 
tatsächlich auf diese Waren erhoben.

b) der in dem Land, in dem die Waren 
ihren Ursprung haben, gezahlte Preis wird 
ohne Abzüge, die über die im EU-EHS 
angewendeten Abzüge hinausgehen, 
tatsächlich auf diese Waren erhoben, und 
die Bedingungen können sowohl für die 
Teilnehmer am EU-EHS als auch für die 
Hersteller aus diesen Ländern 
nachweislich als gleichwertig gelten.

Begründung

Einige Staaten haben aufgrund der Ankündigung des CBAM eine Bepreisung von CO2-
Emissionen eingeführt. Das EU-EHS ist seit mehr als zehn Jahren in Kraft und wurde über 
fünf Jahre weiterentwickelt. Das CBAM soll ab dem Jahr 2023 oder 2026 gelten. Die Systeme 
zur Bepreisung von CO2-Emissionen in anderen Ländern sind möglicherweise in keiner Weise 
mit der Belastung vergleichbar, die durch das EU-EHS verursacht wird.

Änderungsantrag 31

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 1 – Nummer 28

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(28) „indirekte Emissionen“ Emissionen 
aus der Erzeugung von während der 
Warenherstellung verbrauchtem Strom 

(28) „indirekte Emissionen“ Emissionen 
aus der Erzeugung der in Anhang I 
aufgeführten Waren, die bei den 
Herstellungsverfahren für andere Waren 
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bzw. verbrauchter Wärme und Kälte. verbraucht werden.

Änderungsantrag 32

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 1 – Nummer 28 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(28a) „Agrar- und 
Lebensmittelerzeugnisse“ Erzeugnisse, 
die in Anhang I AEUV aufgeführt sind, 
sowie Erzeugnisse, die nicht in dem 
genannten Anhang aufgeführt sind, 
jedoch aus dort aufgeführten 
Erzeugnissen zur Verwendung als 
Lebensmittel verarbeitet wurden.

Begründung

Der Begriff der Agrar- und Lebensmittelerzeugnisse muss präzise definiert werden. Die 
obenstehende Definition ist der Richtlinie über unlautere Geschäftspraktiken aus dem 
Jahr 2019 entnommen.

Änderungsantrag 33

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Der zugelassene Anmelder bewahrt 
die von einer unabhängigen Person 
bescheinigten Unterlagen, die zum 
Nachweis benötigt werden, dass die 
angegebenen grauen Emissionen im 
Ursprungsland der Waren einem CO2-Preis 
unterliegen, und die Nachweise darüber 
auf, dass dieser CO2-Preis tatsächlich 
gezahlt wurde, für den keine 
Ausfuhrerstattung oder andere Form von 
Ausfuhrausgleich gewährt worden sein 
darf.

(2) Der zugelassene Anmelder bewahrt 
die von einer unabhängigen Person 
bescheinigten Unterlagen, die zum 
Nachweis benötigt werden, dass die 
angegebenen grauen Emissionen im 
Ursprungsland der Waren einem CO2-Preis 
unterliegen, und die Nachweise darüber 
auf, dass dieser CO2-Preis tatsächlich 
gezahlt wurde, für den keine 
Ausfuhrerstattung oder andere Form von 
Ausgleich gewährt worden sein darf.

Änderungsantrag 34
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Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 11 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, 
dass die zuständigen Behörden 
untereinander alle Informationen 
austauschen, die für die Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben und Verantwortlichkeiten 
wesentlich oder von Belang sind.

(2) Die zuständigen Behörden 
tauschen untereinander alle Informationen 
aus, die für die Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben und Verantwortlichkeiten 
wesentlich oder von Belang sind. Die 
Agentur der Europäischen Union für die 
Zusammenarbeit der 
Energieregulierungsbehörden unterstützt 
die Koordinierung zwischen den 
zuständigen Behörden.

Änderungsantrag 35

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Kommission unterstützt die 
zuständigen Behörden bei der Erfüllung 
ihrer Verpflichtungen gemäß dieser 
Verordnung und koordiniert deren 
Tätigkeiten.

Die Kommission stellt sicher, dass die 
Tätigkeit der zuständigen Behörden weder 
übermäßigen Verwaltungsaufwand noch 
hohe Befolgungskosten für die 
Mitgliedstaaten nach sich zieht. Die 
Kommission unterstützt die zuständigen 
Behörden bei der Erfüllung ihrer 
Verpflichtungen gemäß dieser Verordnung, 
leistet ihnen erforderlichenfalls Hilfe und 
koordiniert ihre Tätigkeiten.

Änderungsantrag 36

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Für die Zwecke von Absatz 1 legt die 
Kommission klare und vereinfachte 
Regeln und Verfahren fest, um 
insbesondere für KMU übermäßige 
administrative und finanzielle 
Belastungen im Zusammenhang mit der 
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Verwaltung und Umsetzung des CBAM zu 
vermeiden.

Änderungsantrag 37

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 1 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Union stellt den Unternehmen 
technische Beratung und technische 
Unterstützung bereit, um ihnen die 
Anpassung an die Verpflichtungen, die 
durch diese Verordnung eingeführt 
werden, zu erleichtern.

Änderungsantrag 38

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 1 c (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Kommission veröffentlicht bis zum 
[1. Januar 2024] ausführliche Leitlinien, 
in denen die Aufgaben der zuständigen 
Behörden, die Quellen der und die 
Grundsätze für die Finanzierung der 
Maßnahmen dieser Behörden zur 
Erfüllung der Verpflichtungen aus dieser 
Verordnung, eine genaue Beschreibung 
der Aufgaben der zuständigen nationalen 
Behörden bei nachgewiesenen Verstößen 
gegen diese Verordnung sowie die in 
diesen Fällen zu befolgenden Verfahren 
dargelegt sind.

Änderungsantrag 39

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 13 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Alle von der zuständigen Behörde im Zuge Alle von der zuständigen Behörde im Zuge 
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der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
erhobenen Informationen, die ihrer Natur 
nach vertraulich sind oder auf vertraulicher 
Basis übermittelt werden, fallen unter die 
Geheimhaltungspflicht. Diese 
Informationen dürfen von der zuständigen 
Behörde nicht ohne ausdrückliche 
Zustimmung der Person oder Behörde, die 
sie übermittelt hat, weitergegeben werden. 
Sie dürfen an die Zollbehörden, die 
Kommission und die Europäische 
Staatsanwaltschaft weitergegeben werden 
und müssen im Einklang mit der 
Verordnung (EG) Nr. 515/97 des Rates 
behandelt werden.

der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
erhobenen Informationen, die ihrer Natur 
nach vertraulich sind oder auf vertraulicher 
Basis übermittelt werden, fallen unter die 
Geheimhaltungspflicht. Diese 
Informationen dürfen ohne ausdrückliche 
Zustimmung der Person oder Behörde, die 
sie übermittelt hat, nicht außerhalb der 
zuständigen Behörden und des 
Zentralverwalters weitergegeben werden. 
Sie dürfen an die Zollbehörden, die 
Kommission und die Europäische 
Staatsanwaltschaft weitergegeben werden 
und müssen im Einklang mit der 
Verordnung (EG) Nr. 515/97 des Rates 
behandelt werden.

Änderungsantrag 40

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 21 – Absatz 1 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Kommission berechnet den Preis der 
CBAM-Zertifikate nach den in der 
Verordnung (EU) Nr. 1031/2010 der 
Kommission54 beschriebenen Verfahren als 
Durchschnittspreis der Schlusspreise der 
EU-EHS-Zertifikate auf der gemeinsamen 
Auktionsplattform für jede 
Kalenderwoche.

Die Kommission berechnet den Preis der 
CBAM-Zertifikate nach den in der 
Verordnung (EU) Nr. 1031/2010 der 
Kommission54 beschriebenen Verfahren als 
Durchschnittspreis der Schlusspreise der 
EU-EHS-Zertifikate auf der gemeinsamen 
Auktionsplattform für jede 
Kalenderwoche. Durch die Anwendung 
des Beschlusses (EU) 2015/1814 legt die 
Kommission einen Mindest- und einen 
Höchstpreis für EU-EHS-Zertifikate fest, 
um die Effizienz zu steigern, die sozialen 
Auswirkungen des Übergangs unter 
Kontrolle zu behalten und die Möglichkeit 
der Umgehung des CBAM-
Zertifikatesystems zu verhindern.

_________________ _________________
54 Verordnung (EU) Nr. 1031/2010 der 
Kommission vom 12. November 2010 über 
den zeitlichen und administrativen Ablauf 
sowie sonstige Aspekte der Versteigerung 
von Treibhausgasemissionszertifikaten 
gemäß der Richtlinie 2003/87/EG (ABl. 

54 Verordnung (EU) Nr. 1031/2010 der 
Kommission vom 12. November 2010 über 
den zeitlichen und administrativen Ablauf 
sowie sonstige Aspekte der Versteigerung 
von Treibhausgasemissionszertifikaten 
gemäß der Richtlinie 2003/87/EG (ABl. 
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L 302 vom 18.11.2010, S. 1). L 302 vom 18.11.2010, S. 1).

Änderungsantrag 41

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 30 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Die Kommission erhebt die 
erforderlichen Informationen in 
Vorbereitung der Ausweitung des 
Anwendungsbereichs dieser Verordnung 
auf indirekte Emissionen und auf andere 
als die in Anhang I aufgeführten Waren 
und entwickelt Verfahren zur Berechnung 
grauer Emissionen auf der Grundlage von 
Methoden für die Berechnung des 
Umweltfußabdrucks.

(1) Die Kommission erhebt die 
erforderlichen Informationen, um die 
Auswirkungen des CBAM auf den Klima- 
und Umweltschutz, auf die 
Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft der 
Union, insbesondere im Agrar- und 
Lebensmittelsektor und mit Blick auf 
KMU, auf die Rentabilität von 
Fertigungsanlagen in den in den 
Anwendungsbereich dieser Verordnung 
fallenden Branchen, auf die Struktur und 
das Volumen der Unionseinfuhren, auf 
die Kosten für die Endverbraucher und 
auf Entwicklungsländer zu bewerten. Auf 
der Grundlage der Ergebnisse aus dieser 
Bewertung prüft die Kommission, ob es 
machbar und sinnvoll ist, den 
Anwendungsbereich dieser Verordnung 
auf indirekte Emissionen und auf andere 
als die in Anhang I aufgeführten Waren 
auszuweiten, wozu auch die Bewertung 
der Auswirkungen der potenziellen 
Aufnahme von Agrar- und 
Lebensmittelerzeugnissen gehört. Die 
Kommission entwickelt außerdem 
Verfahren zur Berechnung grauer 
Emissionen auf der Grundlage von 
Methoden für die Berechnung des 
Umweltfußabdrucks und sorgt für ein 
wirksames und transparentes 
Überprüfungs- und Kontrollsystem, um 
sicherzustellen, dass die von Erzeugern 
aus Drittländern erhaltenen 
Informationen korrekt sind.

Änderungsantrag 42
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Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 30 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Vor Ende des Übergangszeitraums 
legt die Kommission dem Europäischen 
Parlament und dem Rat einen Bericht über 
die Anwendung dieser Verordnung vor. 
Dieser Bericht umfasst insbesondere die 
Bewertung der Möglichkeiten einer 
weiteren Ausweitung des 
Anwendungsbereichs der Bestimmungen 
über graue Emissionen auf indirekte 
Emissionen und auf andere als die bereits 
von dieser Verordnung erfassten Waren, 
bei denen ein Risiko der Verlagerung von 
CO2-Emissionen besteht, sowie eine 
Bewertung des Verwaltungssystems. Er 
enthält ferner die Bewertung der 
Möglichkeiten einer weiteren Ausweitung 
des Anwendungsbereichs der 
Bestimmungen über graue Emissionen auf 
Transportdienstleistungen sowie auf weiter 
unten in der Wertschöpfungskette 
angesiedelte Waren und Dienstleistungen, 
bei denen sich in der Zukunft ein Risiko 
der Verlagerung von CO2-Emissionen 
ergeben könnte.

(2) Vor Ende des Übergangszeitraums 
legt die Kommission dem Europäischen 
Parlament und dem Rat einen Bericht über 
die Anwendung dieser Verordnung vor. 
Dieser Bericht umfasst insbesondere: 

a) eine Bewertung der Möglichkeiten 
einer weiteren Ausweitung des 
Anwendungsbereichs der Bestimmungen 
über graue Emissionen auf indirekte 
Emissionen und auf andere als die bereits 
von dieser Verordnung erfassten Waren, 
bei denen ein Risiko der Verlagerung von 
CO2-Emissionen besteht;
b) eine Bewertung des 
Verwaltungssystems;
c) eine Bewertung der Möglichkeiten 
einer weiteren Ausweitung des 
Anwendungsbereichs auf graue 
Emissionen aus Transportdienstleistungen 
sowie auf weiter unten in der 
Wertschöpfungskette angesiedelte Waren 
und Dienstleistungen, bei denen sich in der 
Zukunft ein Risiko der Verlagerung von 
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CO2-Emissionen ergeben könnte;
d) eine Bewertung der tatsächlichen 
Auswirkungen auf den Klima- und 
Umweltschutz;
e) eine Bewertung der Auswirkungen 
auf die Wettbewerbsfähigkeit und die 
Rentabilität der Wirtschaft der Union;
f) eine Bewertung der Auswirkungen 
auf die Einfuhren in die Union;
g) eine Ermittlung der Auswirkungen 
auf die nachhaltige Innovation und die 
Veränderungen der Handelsströme, der 
Lieferketten und der Preise hinsichtlich 
Düngemitteln und des Agrarsektors;
h) eine Ermittlung der Auswirkungen 
auf die Unternehmen der Union 
einschließlich einer quantitativen 
Bewertung der Auswirkungen, 
insbesondere auf KMU, und der 
tatsächlichen Befolgungskosten;
i) eine Bewertung der Auswirkungen 
einer etwaigen Ausweitung des 
Anwendungsbereichs dieser Verordnung 
und ihrer potenziellen 
Begleiterscheinungen auf Agrar- und 
Lebensmittelerzeugnisse;
j) eine Bewertung der Frage, ob das 
in kurzlebigen geernteten 
Holzerzeugnissen eingebettete CO2, das 
im Sektor Landnutzung, 
Landnutzungsänderungen und 
Forstwirtschaft berücksichtigt wird, von 
dieser Verordnung erfasst werden sollte;
k) eine Bewertung der Möglichkeit, 
aus dem CBAM resultierende Einnahmen 
zur Förderung von Maßnahmen zu 
verwenden, die zur Reduzierung der CO2-
Emissionen in der Union und zur 
Verringerung der Abhängigkeit der 
Landwirtschaft von Düngemitteln 
beitragen.
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Änderungsantrag 43

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 33 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Die Zollbehörden unterrichten den 
Anmelder spätestens zum Zeitpunkt der 
Überführung der Waren in den 
zollrechtlich freien Verkehr über die 
Pflicht gemäß Absatz 1.

(2) Die Zollbehörden unterrichten den 
Anmelder spätestens zum Zeitpunkt der 
Überführung der Waren in den 
zollrechtlich freien Verkehr über die 
Pflicht gemäß Absatz 1. Die Kommission 
trägt dafür Sorge, dass die den 
Zollbehörden durch diese Verordnung 
neu auferlegten Pflichten weder 
übermäßigen Verwaltungsaufwand nach 
sich ziehen noch hohe Befolgungskosten 
verursachen.

Änderungsantrag 44

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 35 – Absatz 2 – Buchstabe d

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

d) CO2-Preis, der in einem 
Ursprungsland für die mit den eingeführten 
Waren verbundenen (grauen) Emissionen 
entrichtet werden muss und für den keine 
Ausfuhrerstattung oder andere Form von 
Ausfuhrausgleich gewährt wird.

d) CO2-Preis, der in einem 
Ursprungsland für die mit den eingeführten 
Waren verbundenen grauen Emissionen 
entrichtet werden muss und für den keine 
Ausfuhrerstattung oder andere Form von 
Ausgleich gewährt wird.

Änderungsantrag 45

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 36 – Absatz 3 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) Die Artikel 32 bis 34 gelten bis 
zum 31. Dezember 2025.

a) Die Artikel 32 bis 34 gelten bis 
zum Ende des Jahres, in dem die 
Kommission die Anwendung dieser 
Verordnung bewertet, dem Europäischen 
Parlament und dem Rat darüber Bericht 
erstattet und das Europäische Parlament 
seine Zustimmung zur uneingeschränkten 
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Anwendung des CBAM einschließlich der 
finanziellen Anpassung erteilt hat.

Änderungsantrag 46

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 36 – Absatz 3 – Buchstabe d

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

d) Die Artikel 4, 6, 7, 8, 9, 14, 15, 16, 
19, 20, 21, 22, 23, 24, 25, 26, 27 und 31 
gelten ab dem 1. Januar 2026.

d) Die Artikel 4, 6, 7, 8, 9, 14, 15, 16, 
19, 20, 21, 22, 23, 24, 25, 26, 27 und 31 
gelten ab dem 1. Januar des Jahres, in dem 
die Kommission die Anwendung dieser 
Verordnung bewertet, dem Europäischen 
Parlament und dem Rat darüber Bericht 
erstattet und das Europäische Parlament 
seine Zustimmung zur uneingeschränkten 
Anwendung des CBAM einschließlich der 
finanziellen Anpassung erteilt hat.
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